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1. Planungsanlass 

Für den Änderungsbereich der 12. Änderung des Flächennutzungsplans der 
Stadt Friedland wurde der Bebauungsplan Nr. 33 „Photovoltaikanlage Getrei­
dewirtschaft am Pleetzer Weg" der Stadt Friedland aufgestel l t .  Vorgesehen ist 
die Ausweisung eines sonstigen Sondergebietes nach § 11 Abs. 2 BauNVO mit 
der Zweckbestimmung Energieerzeugung auf des Basis solarer Strahlungs­
energie. Der derzeit  wirksame Flächennutzungsplan in der Fassung der Neu­
bekanntmachung vom 15.04.2010 unter Berücksichtigung der 9. Änderung 
weist den Änderungsbereich derzeit  als gewerbl iche Baufläche aus. 

Aus diesem Grund lässt sich der Bebauungsplan Nr. 33 „Photovoltaikanlage 
Getreidewirtschaft am Pleetzer Weg" mit dem ausgewiesenen Sonstigen Son­
dergebiet mit der Zweckbestimmung „Energiegewinnung auf der Basis solarer 
Strahlungsenergie" nicht aus dem wirksamen Flächennutzungsplan entwickeln. 
Die deshalb erforderl iche Änderung des Flächennutzungsplans erfolgt daher im 
Paral lelverfahren gemäß § 8 Abs. 3 BauGB. Damit wird dem Entwicklungsge­
bot nach § 8 Abs. 2 Rechnung getragen. 

2. Vorgaben und Rahmenbedingungen 

2.1 Rechtsgrundlagen 

o Baugesetzbuch (BauGB i.d.F der Bekanntmachung vom 23.September 
2004 (BGBl. I .  S 2414), zuletzt geändert durch Art ikel 6 des Gesetzes vom 
20.Oktober 2015 (BGBl. I  S. 1722) 

o Baunutzungsverordnung (BauNVO) i .  d. F. der Bekanntmachung vom 23. 
Januar 1990 (BGBl. I  S.132), zuletzt geändert durch Art ikel 2 des Gesetzes 
vom 04. Mai 2017 (BGBl. I  S. 1057) 

o Planzeichenverordnung (PlanZV 90) i .  d. F. der Bekanntmachung vom 18. 
Dezember 1990 (BGBl. 1991 I  S. 58), zuletzt geändert durch Art ikel 3 des 
Gesetzes vom 04. Mai 2017 (BGBl. I  S. 1057) 

o Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (BNatSchG) i .  d. F. der 
Bekanntmachung vom 29. Jul i  2009, BGBl. I  S. 2542, zuletzt geändert 
durch Art ikel 19 des Gesetzes vom 13. Oktober 2016 (BGBl. I  S. 2258) 

o Gesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur Ausführung des 
Bundesnaturschutzgesetzes (NatSchAG M-V) i .  d. F. der Bekanntma­
chung vom 23. Februar 2010 (GVOBI. M-V S. 66), zuletzt geändert durch 
Art ikel 15 des Gesetzes vom 27. Mai 2016 (GVOBI. M-V S. 431, 436) 

o Hauptsatzung der Stadt Friedland in der aktuel len Fassung 
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2.2 Änderungsbereich 

Der Änderungsbereich ist im Plan im Maßstab 1:5.000 dargestel l t  und beläuft 
sich auf eine Fläche von 2,6 ha. Er erstreckt sich auf das Flurstück 20/5 sowie 
eine Tei l f läche des Flurstücks 20/9 der Flur 56, Gemarkung Friedland. 

2.3 Planungsbindungen 

Bauleitpläne unterl iegen den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung. 
Dabei sind die einzelnen Bundesländer gebunden, übergeordnete und zusam­
menfassende Pläne oder Programme aufzustel len. 

Ziele der Raumordnung sind gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG verbindl iche Vorga­
ben in Form von räumlich und sachl ich bestimmten oder bestimmbaren, vom 
Träger der Raumordnung abschl ießend abgewogenen text l ichen oder zeichne­
r ischen Festlegungen in Raumordnungsplänen zur Entwicklung, Ordnung und 
Sicherung des Raums. Für Bauleitpläne besteht eine Anpassungspfl icht.  

Bei den Grundsätzen der Raumordnung handelt es sich hingegen gemäß § 3 
Abs. 1 Nr. 3 ROG um Aussagen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des 
Raums als Vorgaben für nachfolgende Abwägungs- oder Ermessensentschei­
dungen. Für nachgeordnete Bauleitplanverfahren besteht eine Berücksichti­
gungspfl icht.  

Für Planungen und Maßnahmen der Stadt Friedland ergeben sich die Ziele, 
Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung aus folgenden 
Rechtsgrundlagen: 

• Raumordnungsgesetz (ROG) i .  d. F. der Bekanntmachung vom 22. 
Dezember 2008 (BGBl. I  S. 2986), zuletzt geändert durch Art ikel 5 Satz 
2 des Gesetzes vom 23. Mai 2017 (BGBl. I  S. 1245) 

• Landesverordnung über das Landesraumentwicklungsprogramm 
Mecklenburg-Vorpommern (LEP-LVO M-V) vom 27.05.2016 

• Landesverordnung über das Regionale Raumentwicklungspro­
gramm Mecklenburgische Seenplatte (RREP MS-LVO M-V) vom 15. 
Juni 2011 

Im Verlauf des Aufstel lungsverfahrens ist die Vereinbarkeit  mit den Zielen und 
Grundsätzen der Raumordnung zu prüfen. Rechtsgrundlage hierfür ist § 4 Abs. 
1 ROG. 

Nach § 3 Nr.6 ROG sind solche Vorhaben, die die räumliche Entwicklung und 
Ordnung eines Gebietes beeinf lussen, als raumbedeutsam zu beurtei len. In 
diesem Zusammenhang entscheiden also die Dimension der Freif lächen-
Photovoltaikanlage, die Besonderheit  des Standortes sowie die vorhersehba­
ren Auswirkungen auf gesicherte Raumfunktionen die Raumbedeutsamkeit.  
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Gemäß geltender Rechtsprechung tr i f f t  das regelmäßig dann zu, wenn infolge 
der Größe des Vorhabens Auswirkungen zu erwarten sind, die über den unmit­
telbaren Nahbereich hinausgehen (Raumbeanspruchung, Raumbeeinf lussung). 

Laut des RREP M-S 2011 sol len zur Erhöhung des Antei ls erneuerbarer Ener­
gien an geeigneten Standorten Voraussetzungen für den weiteren Ausbau für 
die Nutzung von solarer Strahlungsenergie geschaffen werden (G 6.5 [4] RREP 
MS). 

Innerhalb der Festlegungskarte des Regionalen Raumentwicklungsprogrammes 
Mecklenburgische Seenplatte wurden keine Festlegungen zum Gebiet getrof­
fen. 

Photovoltaik-Freif lächenanlagen sind vornehmlich auf bereits versiegelten o-
der geeigneten wirtschaft l ichen oder mil i tär ischen Konversionsflächen zu er­
r ichten (G 6.5 [6] RREP MS). 

Von Photovoltaik-Freif lächenanlagen freizuhalten sind Vorranggebiete für den 
Naturschutz und die Landschaftspf lege, Tourismusschwerpunktgebiete, Vor­
ranggebiete und bedeutsame Gebiete für Gewerbe und Industr ie sowie Eig­
nungsgebiete für Windenergieanlagen (Z 6.5 [6] RREP MS). 

Zwar wird der Standort im Flächennutzungsplan als gewerbl iche Baufläche 
ausgewiesen, doch in den zurückl iegenden Jahren hat sich diese Entwicklung 
nicht vol lzogen. Auch in den kommenden Jahren ist eine Ansiedlung von Ge­
werbebetr ieben auf diesen Flächen nicht vorhersehbar. 

Die Lage außerhalb von hochwert igen Landschaftsräumen vermindert das Ent­
gegenstehen öffentl icher Belange und führt gleichzeit ig zur Verminderung von 
Wechselwirkungen mit regionalplanerischen und anderen öffentl ichen Belan­
gen. 

Bei der Prüfung der Raumverträgl ichkeit  von Photovoltaik-Freif lächenanlagen 
außerhalb der aufgeführten freizuhaltenden Räume, Gebiete und Standorte 
sind insbesondere sonstige Belange des Naturschutzes und der Landschafts­
pf lege, des Tourismus sowie der Landwirtschaft und der Forstwirtschaft zu be­
rücksichtigen. 

Im LEP-MV (6.4 [6]) wird der Ausbau einer umweltverträgl ichen Energiever­
sorgung für al le Tei lräume als Entwicklungsvoraussetzung empfohlen. Es ent­
hält  ein eindeutiges Bekenntnis für die Stärkung der erneuerbaren Energien: 
„Der weiteren Reduzierung von Treibhausgasemissionen ist,  soweit es wirt­
schaft l ich vertretbar ist,  durch eine komplexe Berücksichtigung von Maßnah­
men 
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o zur Energieeinsparung, 
o der Erhöhung der Energieeff izienz, 
o der Erschl ießung vorhandener Wärmepotenziale 
o der Nutzung regenerativer Energieträger und 
o der Verr ingerung verkehrsbedingter Emissionen 

Rechnung zu tragen." 

Der Änderungsbereich l iegt innerhalb eines Vorbehaltsgebiet Tourismus. In 
diesen Gebieten sol l  der Funktion für Tourismus und Erholung besonderes Ge­
wicht beigemessen werden. Bei der Abwägung mit anderen raumbedeutsamen 
Planungen ist dies zu berücksichtigen (G 4.6 [4] LEP MV). Da sich der Ände­
rungsbereich sowie die Umgebung innerhalb eines Gewerbegebietes mit un­
tergeordneter tourist ischer Bedeutung befinden, ist die Flächennutzungs-
planänderung mit diesem Grundsatz vereinbar. 

Des Weiteren l iegt der Änderungsbereich innerhalb des Vorbehaltsgebietes 
Landwirtschaft.  In den Vorbehaltsgebieten Landwirtschaft sol l  dem Erhalt  und 
der Entwicklung landwirtschaft l icher Produktionsfaktoren und -Stätten ein be­
sonderes Gewicht beigemessen werden. Dies ist bei der Abwägung mit ande­
ren raumbedeutsamen Planungen, Maßnahmen, Vorhaben, Funktionen und 
Nutzungen zu berücksichtigen (G 4.5 [3] LEP MV). Vorl iegend handelt es sich 
um ein ehemaliges Getreidelager. Die Fläche ist als Konversionsfläche anzuse­
hen. Landwirtschaft l ich ist die Fläche auf Grund der vorangegangen Nutzung 
von nebensächl icher Bedeutung. 

Die vorl iegende Flächennutzungsplanänderung erscheint somit mit den Zielen 
und Grundsätzen der Raumordnung vereinbar. 

3. Entwicklungsziele der Flächennutzungsänderung 

Ziel der 12. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Friedland ist die 
bauplanungsrechtl iche Vorbereitung und die Entwicklung von Flächen zur Ge­
winnung solarer Strahlungsenergie. Im geplanten sonstigen Sondergebiet 
„Energiegewinnung auf der Basis solarer Strahlungsenergie" sol len grundsätz­
l ich die Err ichtung und der Betr ieb von Freif lächen-Photovoltaikanlagen vorbe­
reitet und ermöglicht werden. 

Mit der Überplanung der vorgesehenen Areale als sonstiges Sondergebiet wer­
den für die Photovoltaiknutzung deshalb förderfähige Konversionsflächen im 
Sinne des Entwicklungsgebotes nach § 8 Abs. 2 BauGB bauplanungsrechtl ich 
vorbereitet,  was eine wesentl iche Grundvoraussetzung für die tatsächl iche 
Umsetzung der Investi t ionsabsichten darstel l t .  
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Da der Gesetzgeber mit der Kl imaschutzriovel le des BauGB 2011 den Erfor­
dernissen des Kl imaschutzes und der Kl imaanpassung als öffentl ichen Belang 
eine herausgehobene Stel lung eingeräumt hat, decken sich zudem die bun­
despol i t ischen Zielstel lung mit denen der Stadt Friedland, wonach dem Ausbau 
der Erneuerbaren Energien zum Schutz des Kl imas auch tatsächl ich Raum ge­
schaffen werden müsse. Gleichzeit ig leistet die Gemeinde indirekt einen Bei­
trag dazu, dem Klimawandel mit der Senkung des C02-Ausstoßes entgegen­
zuwirken. 

Die Gebietsausweisung berührt ausschl ießl ich Flächen des ehemaligen Getrei­
delagers als wirtschaft l iche Konversionsfläche. Der Änderungsbereich der 12. 
Änderung des Flächennutzungsplans wird derzeit  als gewerbl iche Baufläche 
dargestel l t .  

Für den Änderungsbereich der 12. Änderung des Flächennutzungsplans der 
Stadt Friedland ergibt sich folgende Flächenbilanz: 

Ausweisung im Fiächennutzungsplan Bestand Planung 

gewerbl iche Baufläche 2,6 ha 0 ha 

Sonstiges Sondergebiet 0 ha 2,6 ha 

4. Auswirkungen der Flächennutzungsänderung 

Die Ausweisung eines sonstigen Sondergebietes entfaltet auf der Ebene des 
Flächennutzungsplans keine unmittelbaren Wirkungen auf den Natur- und 
Landschaftshaushalt.  Es werden jedoch die planungsrechtl ichen Grundlagen 
für die Entwicklung eines Solarparks geschaffen. 

Die geplante Sondergebietsausweisung steht in unmittelbarem Zusammen­
hang mit der Err ichtung einer Anlage zur Erzeugung solarer Strahlungsenergie 
und deren Nebenanlagen. Hier besteht die Möglichkeit ,  die schwerpunktmäßi­
ge Ermitt lung bestimmter Umweltauswirkungen einer nachfolgenden Pla­
nungsebene zuzuordnen (Abschichtung). Eine angemessene und abschl ießende 
Konfl iktbewält igung der zu erwartenden Immissionen ist auf der Ebene der 
Flächennutzungsplanung nicht zweckmäßig. Insbesondere eine Vert iefung der 
Ergebnisse beispielsweise im Hinbl ick auf die genaue räumliche Vertei lung der 
Umweltauswirkungen kann durch entsprechende Arbeitstei lung zwischen den 
verschiedenen Ebenen eines mehrstuf igen Planungssystems bis auf die Ebene 
des dem Bebauungsplan nachfolgenden Zulassungsverfahrens delegiert wer­
den. 

Die erhebl ichen vorhersehbaren Umweltauswirkungen werden im Rahmen des 
im Paral lelverfahren erarbeiteten Bebauungsplans detai l l iert  geprüft.  
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Hinweise: 

Im Planbereich befinden sich in Randbereich Telekommunikationslinien 
(TK-Linien) der Deutschen Telekom AG. Bei der Aufstel lung der Bebauungs­
pläne sind in al len Straßen geeignete und ausreichende Trassen für die Unter­
bringung der Telekommunikationsl inien vorzusehen. Der Bestand und der Be­
tr ieb der vorhandenen TK-Linien muss weiterhin gewährleistet bleiben. 

Das Denkmalschutzgesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern (DSchG M-
V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 6. Januar 1998 (GVOBI. M-V S. 
12ff),  zuletzt geändert durch Art ikel 10 des Gesetzes vom 12. Jul i  2010 
(GVOBI. M-V S. 383) ist zu beachten. 
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